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Keine Rückstellung für sog. Nachteilsausgleich bei Altersteil-
zeit nach § 5 Abs. 7 TV ATZ – Anwendung der aktuell en Pau-
schalwerttabelle zur Bemessung von Jubiläumsrückste llungen 
 
1. Arbeitgeber dürfen hinsichtlich laufender Alters teilzeitar-
beitsverträge keine Rückstellungen für den sog. Nac hteilsaus-
gleich gemäß § 5 Abs. 7 TV ATZ bilden. 
 
2. Ein Arbeitgeber, der Jubiläumsrückstellungen in seiner Bi-
lanz zum 31. Dezember 2005 anhand der Pauschalwertt abelle des 
BMF-Schreibens vom 12. April 1999 (BStBl I 1999, 43 4) bemessen 
hatte, darf später im Rahmen einer noch "offenen" V eranlagung 
für das Jahr 2005 zur Anwendung der im BMF-Schreibe n vom 
8. Dezember 2008 (BStBl I 2008, 1013) veröffentlich ten Pau-
schalwerttabelle übergehen. 
 
 
 
EStG § 5 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 
HGB § 249 Abs. 1 Satz 1 
TV ATZ § 5 Abs. 7 
 
Urteil vom 27. September 2017     I R 53/15 
 
Vorinstanz: FG München, Außensenate Augsburg, vom 9 . Juni 2015  
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T e n o r  

 

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanz-

gerichts München, Außensenate Augsburg, vom 9. Juni  2015  

6 K 1824/13 aufgehoben. 

Die Klage wird im Hinblick auf die Festsetzung der Körper-

schaftsteuer 2004 abgewiesen.  

Im Übrigen (Körperschaftsteuer 2005) wird die Sache  zur an-

derweitigen Verhandlung und Entscheidung an das Fin anzgericht 

München, Außensenate Augsburg, zurückverwiesen. 

Diesem wird die Entscheidung über die Kosten des Re visionsver-

fahrens übertragen. 

 

G r ü n d e  

 

A. 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) ist e ine Spar-

kasse in der Rechtsform einer Anstalt des öffentlic hen Rechts. 

Im Hinblick auf die Festsetzung der Körperschaftste uer für die 

Jahre 2004 und 2005 (Streitjahre) bestehen zwischen  der Kläge-

rin und dem Beklagten und Revisionskläger (Finanzam t --FA--) 

zwei Streitpunkte, denen folgende Sachverhalte zugr unde lie-

gen: 

 

- Rückstellung für Nachteilsausgleich bei der Alter steilzeit: 

 

Die Klägerin hat mit verschiedenen Mitarbeitern Ver träge über 

Altersteilzeit abgeschlossen. Grundlage dieser Vert räge ist 

das Gesetz zur Förderung eines gleitenden Übergangs  in den Ru-

hestand (Altersteilzeitgesetz) vom 23. Juli 1996 (B GBl I 1996, 

1078) und der für die Mitarbeiter der Klägerin eins chlägige 

Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit im Öff entlichen 

Dienst vom 5. Mai 1998 (TV ATZ). Nach § 5 Abs. 7 TV  ATZ haben 
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die Mitarbeiter einen tariflichen Anspruch auf die Zahlung ei-

ner Abfindung wegen der zu erwartenden Rentenkürzun g aufgrund 

vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente (sog. Nacht eilsaus-

gleich). Die Bestimmung hat folgenden Wortlaut: 

 

"Arbeitnehmer, die nach Inanspruchnahme der Alterst eilzeit 

eine Rentenkürzung wegen einer vorzeitigen Inanspru chnahme der 

Rente zu erwarten haben, erhalten für je 0,3 v.H. R entenminde-

rung eine Abfindung in Höhe von 5 v.H. der Vergütun g ..., die 

bzw. der dem Arbeitnehmer im letzten Monat vor dem Ende des 

Altersteilzeitverhältnisses zugestanden hätte, wenn  er mit der 

bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit ... beschäftig t gewesen 

wäre. Die Abfindung wird zum Ende des Altersteilzei tarbeits-

verhältnisses gezahlt." 

 

Die künftigen Abfindungszahlungen bei den Alterstei lzeitrück-

stellungen hat die Klägerin in ihren Handels- und S teuerbilan-

zen ab Abschluss des jeweiligen Altersteilzeitvertr ags in vol-

ler Höhe, jedoch abgezinst auf den Zeitpunkt der Au szahlung 

(Zinssatz 5,5 %) gewinnmindernd als Rückstellungen für unge-

wisse Verbindlichkeiten passiviert. 

 

Das FA war der Auffassung, die Rückstellungen für d ie Abfin-

dungszahlungen dürften gemäß dem Schreiben des Bund esministe-

riums der Finanzen (BMF) vom 28. März 2007 (BStBl I  2007, 297, 

Rz 15) nicht bereits bei Abschluss des Altersteilze itvertrags 

in voller (abgezinster) Höhe passiviert werden, son dern müss-

ten --wie die Rückstellungen für die Lohn-Aufstocku ngszahlun-

gen bei Altersteilzeit-- ratierlich angesammelt wer den. Auf 

dieser Grundlage ermittelte das FA für das Streitja hr 2004 

eine Gewinnerhöhung um ... € und für das Streitjahr  2005 eine 

Gewinnminderung um ... €. Es erließ entsprechend ge änderte 

Körperschaftsteuerbescheide. 

4 

5 

6 



- 3 - 

- 4 - 

 

 

- Rückstellungen für Zuwendungen anlässlich Dienstj ubiläen: 

 

Die Klägerin gewährte ihren Mitarbeitern Zuwendunge n anläss-

lich Dienstjubiläen sowohl nach den jeweils geltend en Tarif-

verträgen als auch nach übertariflichen Sonderzahlu ngen und 

bildete dafür Rückstellungen (sog. Jubiläumsrückste llungen). 

Zum 31. Dezember 2005 bildete sie die Jubiläumsrück stellungen 

in der Handels- und Steuerbilanz, soweit die maßgeb enden 

Dienstverhältnisse mindestens zehn Jahre bestanden und die Zu-

wendung das Bestehen eines Dienstverhältnisses von mindestens 

15 Jahren vorausgesetzt hatte. Den steuerlichen Ans atz der Ju-

biläumsrückstellungen zum 31. Dezember 2005 hat die  Klägerin 

nach dem sog. Pauschalwertverfahren nach Maßgabe de s BMF-

Schreibens vom 12. April 1999 (BStBl I 1999, 434) u nd den da-

rin vorgegebenen Pauschalwerten mit insgesamt ... €  bemessen. 

Dem Pauschalwertverfahren nach dem BMF-Schreiben in  BStBl I 

1999, 434 lagen die "Richttafeln 1998" von Dr. Klau s Heubeck 

(Heubeck) zugrunde.  

 

Das FA berücksichtigte die Jubiläumsrückstellungen bei Fest-

setzung der Körperschaftsteuer für das Streitjahr 2 005 erklä-

rungsgemäß. Die Klägerin beantragte im Einspruchsve rfahren, 

die Jubiläumsrückstellungen mit ... € anzusetzen. D ieser 

Betrag ergebe sich unter Zugrundelegung der von der  Finanzver-

waltung auf der Grundlage der "Richttafeln 2005 G" von Heubeck 

im BMF-Schreiben vom 8. Dezember 2008 (BStBl I 2008 , 1013) 

verlautbarten neuen Pauschalwerttabelle. Das FA leh nte die Än-

derung ab, weil seiner Auffassung nach der ursprüng liche An-

satz nicht fehlerhaft gewesen sei.  

 

Die Klage hatte in beiden Punkten Erfolg (Finanzger icht --FG-- 

München, Außensenate Augsburg, Urteil vom 9. Juni 2 015  
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6 K 1824/13, abgedruckt in Entscheidungen der Finan zgerichte 

2015, 1560).  

 

Gegen das FG-Urteil richtet sich die --vom FG zugel assene-- 

Revision des FA.  

 

Während des Revisionsverfahrens --am 20. November 2 015-- hat 

das FA Änderungsbescheide für beide Streitjahre erl assen. Aus-

wirkungen auf die Streitgegenstände ergaben sich da durch 

nicht. 

 

Das FA beantragt, das FG-Urteil aufzuheben und die Klage abzu-

weisen. 

 

Die Klägerin beantragt, die Änderungsbescheide vom 

20. November 2015 dahin abzuändern, dass die rückge stellten 

Verbindlichkeiten wegen Nachteilsausgleichs gemäß §  5 Abs. 7 

TV ATZ in voller (abgezinster) Höhe passiviert werd en und dass 

--insoweit nur den Bescheid für 2005 betreffend-- d ie Höhe der 

Jubiläumsrückstellungen zum 31. Dezember 2005 auf d er Grund-

lage der Pauschalwerttabelle gemäß dem BMF-Schreibe n in BStBl 

I 2008, 1013 bemessen wird.  

 

B. 

I. Das angefochtene Urteil ist aus verfahrensrechtl ichen Grün-

den aufzuheben, weil die nach Ergehen des FG-Urteil s erlasse-

nen Änderungsbescheide vom 20. November 2015 an die  Stelle der 

ursprünglich angefochtenen Bescheide getreten sind.  Dem FG-Ur-

teil liegen infolgedessen nicht mehr existierende B escheide 

zugrunde und das angefochtene Urteil kann deswegen keinen Be-

stand mehr haben. Da die vom FG festgestellten tats ächlichen 

Grundlagen des Streitstoffs durch die Änderung der angefochte-

nen Bescheide unberührt geblieben sind, bedarf es k einer Zu-
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rückverweisung der Sache gemäß § 127 der Finanzgeri chtsordnung 

--FGO-- (z.B. Senatsurteil vom 26. Februar 2014 I R  56/12, 

BFHE 245, 143, BStBl II 2014, 703). Das finanzgeric htliche 

Verfahren leidet nicht an einem Verfahrensmangel, s o dass die 

vom FG insoweit getroffenen tatsächlichen Feststell ungen durch 

die Aufhebung des Urteils nicht weggefallen sind; s ie bilden 

daher nach wie vor die Grundlage für die Entscheidu ng des Se-

nats. 

 

II. Die Klage hat nur im Hinblick auf das Streitjah r 2005 

--dem Grunde nach-- Erfolg; die Sache ist insoweit zur Nachho-

lung weiterer tatsächlicher Feststellungen an das F G zurückzu-

verweisen. Im Hinblick auf das Streitjahr 2004 ist die Klage 

als unbegründet abzuweisen. 

 

1. Die Klage ist zulässig. Es steht der Klagebefugn is (§ 40 

Abs. 2 FGO) in Bezug auf den das Streitjahr 2005 be treffenden 

Bescheid nicht entgegen, dass sich in dem Fall, das s die Klä-

gerin in beiden Streitpunkten obsiegen würde, für d ieses 

Streitjahr per Saldo eine höhere Körperschaftsteuer  ergeben 

würde, als sie in dem angefochtenen Bescheid festge setzt wor-

den ist. Denn die Klägerin ist dadurch beschwert, d ass das FA 

in dem Körperschaftsteuerbescheid 2005 die Rückstel lungen für 

die Jubiläumszuwendungen niedriger bemessen hat, al s von ihr 

beantragt, wodurch sich aus Sicht der Klägerin ein zu hoher 

Gewinn ergeben hat. Diese Beschwer entfällt nicht d adurch, 

dass sich aufgrund der Rechtsauffassung der Klägeri n zu dem 

anderen Streitpunkt (Rückstellungen für den Nachtei lsaus-

gleich) für 2005 eine gegenläufige Gewinnminderung ergeben 

würde. Anders wäre es nur, wenn beide Streitpunkte inhaltlich 

in einer Weise miteinander verknüpft wären, dass ei n Obsiegen 

in dem ersten Streitpunkt zwangsläufig auch zu eine m Obsiegen 

im zweiten Streitpunkt führen müsste. So liegt der Fall hier 
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aber nicht. Denn beide Streitpunkte sind inhaltlich  nicht mit-

einander verbunden.  

 

2. Im Hinblick auf das Streitjahr 2004 ist die Klag e als unbe-

gründet abzuweisen. Die Klägerin wird durch den ang efochtenen 

Bescheid nicht in ihren Rechten verletzt (§ 100 Abs . 1 Satz 1 

FGO). Sie durfte in ihrer Bilanz zum 31. Dezember 2 004 keine 

Rückstellungen für die Verpflichtungen zur Zahlung des Nach-

teilsausgleichs gemäß § 5 Abs. 7 TV ATZ passivieren .  

 

a) Gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs  in der in 

den Streitjahren geltenden Fassung (HGB) sind in de r Handels-

bilanz u.a. Rückstellungen für ungewisse Verbindlic hkeiten zu 

bilden. Die daraus folgende Passivierungspflicht ge hört zu den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (ständige R echtspre-

chung, z.B. Senatsurteil vom 25. Mai 2016 I R 17/15 , BFHE 254, 

228, BStBl II 2016, 930) und ist von der als Sparka sse buch-

führungspflichtigen Klägerin gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 des Ein-

kommensteuergesetzes in der in den Streitjahren gel tenden Fas-

sung (EStG) i.V.m. § 8 Abs. 1 Satz 1 des Körperscha ftsteuerge-

setzes in der in den Streitjahren geltenden Fassung  auch für 

die Steuerbilanzen zu beachten (vgl. Senatsurteil v om 

11. Oktober 2012 I R 66/11, BFHE 239, 315, BStBl II  2013, 

676). 

 

b) Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten s etzen ent-

weder das Bestehen einer ihrer Höhe nach ungewissen  Verbind-

lichkeit oder die überwiegende Wahrscheinlichkeit d es Entste-

hens einer Verbindlichkeit dem Grunde nach voraus, deren Höhe 

zudem ungewiss sein kann. Bei den Ansprüchen der Ar beitnehmer 

auf Nachteilsausgleich gemäß § 5 Abs. 7 TV ATZ hand elt es sich 

um in den Zeitpunkten des Abschlusses der jeweilige n Teilzeit-

arbeitsverträge sowohl dem Grunde als auch der Höhe  nach unge-
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wisse Verbindlichkeiten. Denn der Zahlungsanspruch setzt u.a. 

voraus, dass dem Arbeitnehmer nach dem Ende des Alt ersteil-

zeitarbeitsverhältnisses tatsächlich nur ein "gekür zter" ge-

setzlicher Rentenanspruch zusteht (vgl. Urteil des Landesar-

beitsgerichts --LAG-- Baden-Württemberg vom 30. Mai  2016  

1 Sa 1/16, Zeitschrift für Tarif-, Arbeits- und Soz ialrecht 

des öffentlichen Dienstes --ZTR-- 2016, 707; Urteil  des LAG 

Schleswig-Holstein vom 19. Mai 2015  1 Sa 370 b/14,  juris; Ur-

teil des LAG Niedersachsen vom 6. August 2008  2 Sa  1738/07, 

juris). Damit fehlte es für die Entstehung der Zahl ungsforde-

rungen zu den Zeitpunkten des Abschlusses der Teilz eitarbeits-

verträge noch an mindestens einem Tatbestandselemen t.  

 

c) Ist die Verpflichtung am Bilanzstichtag --wie hi er-- dem 

Grunde nach noch nicht rechtlich entstanden, ist ei ne Rück-

stellung nur zu bilden, wenn sie erstens mit überwi egender 

Wahrscheinlichkeit entsteht und der Steuerpflichtig e daraus in 

Anspruch genommen wird und wenn sie wirtschaftlich in den bis 

zum Bilanzstichtag abgelaufenen Wirtschaftsjahren v erursacht 

ist (vgl. Senatsurteile vom 27. Juni 2001 I R 45/97 , BFHE 196, 

216, BStBl II 2003, 121; vom 6. Juni 2012 I R 99/10 , BFHE 237, 

335, BStBl II 2013, 196; vom 6. Februar 2013 I R 8/ 12, BFHE 

240, 252, BStBl II 2013, 686, jeweils m.w.N.). Im S treitfall 

liegt nur die erstgenannte Voraussetzung vor, nicht  aber auch 

die wirtschaftliche Verursachung der Verbindlichkei ten in den 

bis zu den Bilanzstichtagen abgelaufenen Wirtschaft sjahren. 

 

aa) Die überwiegende Wahrscheinlichkeit der Entsteh ung ist zu 

bejahen, wenn zum betreffenden Bilanzstichtag mehr Gründe für 

als gegen das Entstehen der in Rede stehenden Verbi ndlichkeit 

und die künftige Inanspruchnahme des Steuerpflichti gen spre-

chen (z.B. Senatsurteil vom 8. November 2000 I R 10 /98, BFHE 

193, 406, BStBl II 2001, 349). Im Streitfall war au s den abge-
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schlossenen Altersteilzeitvereinbarungen eine Inans pruchnahme 

der Klägerin hinreichend wahrscheinlich. Denn es wa r davon 

auszugehen, dass die Arbeitnehmer den zugesagten Na chteilsaus-

gleich nach dem Ende der Altersteilzeit auch in Ans pruch neh-

men würden.  

 

bb) An der Verursachung der Abfindungsverbindlichke iten im ab-

gelaufenen Wirtschaftsjahr oder in den Vorjahren fe hlte es 

hier indessen.  

 

aaa) Diese Passivierungsvoraussetzung erfordert, da ss die 

wirtschaftlich wesentlichen Tatbestandsmerkmale zu den maßgeb-

lichen Bilanzstichtagen erfüllt sind und das Entste hen der 

Verbindlichkeit nur noch von wirtschaftlich unwesen tlichen 

Tatbestandsmerkmalen abhängt. Maßgebend ist hiernac h die wirt-

schaftliche Wertung des Einzelfalls im Lichte der r echtlichen 

Struktur des Tatbestands, mit dessen Erfüllung die Verbind-

lichkeit entsteht (ständige Rechtsprechung, z.B. Se natsurteile 

in BFHE 240, 252, BStBl II 2013, 686; vom 15. März 2017 

I R 11/15, BFHE 258, 8, BStBl II 2017, 1043). Der r echtliche 

und wirtschaftliche Bezugspunkt der Verpflichtung m uss in der 

Vergangenheit liegen, so dass die Verbindlichkeit n icht nur an 

Vergangenes anknüpft, sondern auch Vergangenes abgi lt (Urteil 

des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 17. Oktober 2013 I V R 7/11, 

BFHE 243, 256, BStBl II 2014, 302, m.w.N.). Unerheb lich ist im 

Zusammenhang mit der Beurteilung der wirtschaftlich en Wesent-

lichkeit hingegen der Grad der Wahrscheinlichkeit d er Verwirk-

lichung des betreffenden Tatbestandsmerkmals (vgl. Senatsur-

teil in BFHE 258, 8, BStBl II 2017, 1043). 

 

bbb) Wie unter B.II.2.b ausgeführt, ist § 5 Abs. 7 Satz 1 

TV ATZ dahin auszulegen, dass der Abfindungsanspruc h nur ent-

steht, wenn es beim Eintritt des jeweiligen Arbeitn ehmers in 

23 

24 

25 



- 9 - 

- 10 - 

 

den Ruhestand tatsächlich zu einer Rentenkürzung ko mmt. Bei 

dem Tatbestandselement des Eintritts einer Rentenkü rzung, wel-

ches in Bezug auf die Arbeitnehmer, für die die Klä gerin die 

in Rede stehenden Rückstellungen gebildet hat, zu d en Bilanz-

stichtagen der Streitjahre noch nicht verwirklicht war, han-

delt es sich um ein im vorstehend beschriebenen Sin ne wirt-

schaftlich wesentliches Tatbestandsmerkmal. Denn Si nn und 

Zweck der Abfindung nach § 5 Abs. 7 TV ATZ besteht gerade da-

rin, jenen Arbeitnehmern, die aufgrund ihrer Bereit schaft zum 

Abschluss eines Altersteilzeitarbeitsvertrags späte r eine Ren-

tenkürzung hinnehmen müssen, einen Nachteilsausglei ch zu ge-

währen (s.a. Urteil des LAG Baden-Württemberg in ZT R 2016, 

707; Urteil des LAG Schleswig-Holstein vom 19. Mai 2015  

1 Sa 370 b/14, juris; Urteil des LAG Niedersachsen vom 

6. August 2008  2 Sa 1738/07, juris). Es handelt si ch bei der 

Rentenkürzung somit um den eigentlichen wirtschaftl ichen Be-

weggrund für die Leistung der Abfindung. Der tatsäc hliche Ein-

tritt der bei Vertragsschluss erwarteten Rentenkürz ung ist da-

her nicht nur in rechtlich-formaler, sondern auch i n wirt-

schaftlicher Hinsicht eine wesentliche Tatbestandsv orausset-

zung für die Entstehung des Abfindungsanspruchs nac h § 5 

Abs. 7 TV ATZ. 

 

d) Sonach hätte die Klägerin in ihrer Bilanz zum 31 . Dezember 

2004 keine Rückstellungen für die Verpflichtungen n ach § 5 

Abs. 7 TV ATZ aus laufenden Altersteilzeitarbeitsve rträgen 

bilden dürfen. Soweit das FA die gebildeten Rückste llungen 

gleichwohl zu einem Teil anerkannt hat, darf der Se nat den 

verfahrensgegenständlichen Bescheid aufgrund des im  finanzge-

richtlichen Verfahren bestehenden sog. Verböserungs verbots 

(vgl. z.B. BFH-Urteil vom 29. Juli 1997 VIII R 80/9 4, BFHE 

184, 74, BStBl II 1997, 727) nicht zu Lasten der Kl ägerin än-

dern.  
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3. Hinsichtlich des Streitjahrs 2005 ist der Rechts treit nicht 

entscheidungsreif, so dass die Sache insoweit gemäß  § 126 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO zur anderweitigen Verhandlu ng und Ent-

scheidung an das FG zurückzuverweisen ist.  

 

a) Die Jubiläumsrückstellungen zum 31. Dezember 200 5 sind ent-

sprechend dem Begehren der Klägerin auf der Grundla ge der im 

BMF-Schreiben in BStBl I 2008, 1013 verlautbarten, anhand der 

"Richttafeln 2005 G" von Heubeck errechneten Pausch alwerte zu 

bemessen. Dass die Klägerin in ihrer Steuererklärun g noch die 

Pauschalwerte aus dem BMF-Schreiben in BStBl I 1999 , 434 zu-

grunde gelegt hatte, steht dem nicht entgegen. 

 

aa) Jubiläumsrückstellungen dürfen gemäß § 5 Abs. 4  EStG nur 

gebildet werden, wenn das Dienstverhältnis mindeste ns zehn 

Jahre bestanden hat, das Dienstjubiläum das Bestehe n eines 

Dienstverhältnisses von mindestens 15 Jahren voraus setzt, die 

Zusage schriftlich erteilt ist und soweit der Zuwen dungsbe-

rechtigte seine Anwartschaft nach dem 31. Dezember 1992 er-

wirbt. Nach den den Senat gemäß § 118 Abs. 2 FGO bi ndenden 

Feststellungen des FG sind diese Voraussetzungen im  Hinblick 

auf die von der Klägerin zum 31. Dezember 2005 gebi ldeten Ju-

biläumsrückstellungen erfüllt. Die Revision hat ins oweit keine 

Einwendungen erhoben.  

 

bb) Für die Bemessung des Teilwerts von Jubiläumsrü ckstellun-

gen bedarf es zur Bestimmung der Wahrscheinlichkeit  des Aus-

scheidens von Mitarbeitern wegen Todes oder Invalid ität versi-

cherungsmathematischer Berechnungen (vgl. BFH-Urtei l vom 

5. Februar 1987 IV R 81/84, BFHE 149, 55, BStBl II 1987, 845; 

BMF-Schreiben vom 29. Oktober 1993, BStBl I 1993, 8 98). Zu 

diesem Zweck greift die Praxis --auch die Finanzver waltung 
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(z.B. BMF-Schreiben in BStBl I 2008, 1013; in BStBl  I 1993, 

898, sowie in BStBl I 1999, 434)-- in der Regel auf  die Richt-

tafeln von Heubeck zurück, wogegen von Rechts wegen  nichts zu 

erinnern ist (vgl. BFH-Urteil vom 27. Juli 1994 II R 122/91, 

BFHE 175, 384, BStBl II 1995, 14, zur bewertungsrec htlichen 

Teilwertberechnung von Pensionsverpflichtungen; s. z.B. auch 

Anzinger in Herrmann/Heuer/Raupach, § 5 EStG Rz 203 1; Blümich/ 

Krumm, § 5 EStG Rz 848).  

 

cc) Im Streitfall hat die Klägerin von der seitens der Finanz-

verwaltung aus Vereinfachungsgründen angebotenen Mö glichkeit 

der sog. Pauschalbewertung für Jubiläumsrückstellun gen Ge-

brauch gemacht. Bei dieser Bewertungsmethode muss d er Steuer-

pflichtige nicht, wie beim sog. Teilwertverfahren, die einzel-

nen relevanten Bezugsgrößen und versicherungsmathem atischen 

Werte für jeden Arbeitnehmer zusammenstellen und de n sich dar-

aus ergebenden Barwert der Verpflichtung ermitteln.  Vielmehr 

setzt die Finanzverwaltung auf der Grundlage der Ri chttafeln 

Pauschalwerte fest und veröffentlicht diese in Form  einer Ta-

belle, aus der der Steuerpflichtige die Höhe der an zusetzenden 

Jubiläumsrückstellungen anhand der vom betreffenden  Arbeitneh-

mer bereits abgeleisteten Dienstjahre und des Leist ungszeit-

punkts der jeweiligen Jubiläumszuwendung ablesen ka nn (vgl. 

die Anlagen zu den BMF-Schreiben in BStBl I 1993, 8 98; in 

BStBl I 1999, 434, und in BStBl I 2008, 1013). Von der gewähl-

ten Bewertungsmethode --Teilwert- oder Pauschalwert methode-- 

kann der Steuerpflichtige nach den Vorgaben des BMF  für alle 

Verpflichtungen nur einheitlich Gebrauch machen; zu dem ist an 

der getroffenen Wahl grundsätzlich für fünf Wirtsch aftsjahre 

festzuhalten (BMF-Schreiben in BStBl I 1993, 898, u nd in BStBl 

I 2008, 1013, Rz 11).  

 

Gegen ein derartiges Angebot einer vereinfachten We rtermitt-
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lung aufgrund einer verwaltungsseitigen Pauschalier ungsmethode 

bestehen keine grundsätzlichen Bedenken, weil das V erfahren 

allgemein anerkannt ist, eine praktikable und hinre ichend si-

chere Schätzung der höchstmöglichen zukünftigen Bel astungen 

ermöglicht (vgl. Anzinger in Herrmann/Heuer/Raupach , § 5 EStG 

Rz 2031; Blümich/Krumm, § 5 EStG Rz 848; Schubert i n Beck 

Bil-Komm., 10. Aufl., § 249 HGB Rz 100 "Jubiläumszu wendung"; 

Tormöhlen in Korn, § 5 EStG Rz 597) und es dem Steu erpflichti-

gen unbenommen bleibt, stattdessen die exakten vers icherungs-

mathematischen Barwerte aufgrund der Teilwertmethod e zu ermit-

teln und anzusetzen.  

 

dd) Die Anerkennung der Pauschalwertmethode setzt a llerdings 

voraus, dass die Verwaltung die von ihr errechneten  und vorge-

gebenen Pauschalwerte auf der Grundlage der jeweils  aktuellen 

Version der verwendeten versicherungsmathematischen  Richtta-

feln bemisst und bei Erscheinen einer neuen Version  dieser 

Richttafeln eine Neuberechnung der Pauschalwerte vo rnimmt so-

wie eine neue Pauschalwerttabelle zur Verfügung ste llt. Im 

Falle der im Juli 2005 veröffentlichten neuen "Rich ttafeln 

2005 G" von Heubeck ist das BMF dem in der Weise na chgekommen, 

dass es eine neue Pauschalwerttabelle als Anlage zu m 

BMF-Schreiben in BStBl I 2008, 1013 veröffentlicht hat. Dieses 

Schreiben soll gemäß dessen Rz 17 "grundsätzlich in  allen noch 

offenen Fällen anzuwenden" sein. Zur zeitlichen Anw endung der 

neuen Pauschalwerttabelle heißt es in Rz 21 dieses BMF-Schrei-

bens: 

 

"Die Anlage dieses Schreibens kann frühestens der p auschalen 

Bewertung von Rückstellungen für Zuwendungen anläss lich eines 

Dienstjubiläums am Ende des Wirtschaftsjahres zugru nde gelegt 

werden, das nach dem 6. Juli 2005 (Tag der Veröffen tlichung 

der 'Richttafeln 2005 G' von Prof. Klaus Heubeck) e ndet, wenn 
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auch bei der Bewertung eventuell vorhandener Pensio nsver-

pflichtungen und sonstiger versicherungsmathematisc her Bilanz-

posten des Unternehmens der Übergang auf die 'Richt tafeln 2005 

G' erfolgt ist ..."  

 

ee) Unter Zugrundelegung dieser Maßgaben des BMF-Sc hreibens in 

BStBl I 2008, 1013 war das FA im Streitfall gehalte n, entspre-

chend dem im Einspruchsverfahren gestellten Antrag der Kläge-

rin die neue Pauschalwerttabelle anzuwenden. Denn d as streit-

gegenständliche Festsetzungsverfahren war aufgrund des Ein-

spruchs noch "offen"; außerdem endete das der Veran lagung zu-

grundeliegende Wirtschaftsjahr nach dem 6. Juli 200 5, nämlich 

am 31. Dezember 2005. Dass in der Steuerbilanz der Klägerin 

zum 31. Dezember 2005 noch Pensionsverpflichtungen oder sons-

tige versicherungsmathematische Bilanzposten enthal ten waren, 

die nicht auf der Grundlage der "Richttafeln 2005 G " von 

Heubeck ermittelt worden sind, hat das FG nicht fes tgestellt, 

das FA nicht vorgetragen und die Klägerin in ihrer Revisions-

erwiderung --unwidersprochen-- verneint.  

 

Das FA hat den Änderungsantrag ausschließlich mit d er Begrün-

dung abgelehnt, die Klägerin habe ihrer Bilanz zum 

31. Dezember 2005 für die Bemessung der Höhe der Ju biläums-

rückstellungen noch die "alten" Pauschalwerte aus d em BMF-

Schreiben im BStBl I 1999, 434 zugrunde gelegt. Die ser Ableh-

nungsgrund lässt sich indessen aus den Vorgaben des  BMF-

Schreibens in BStBl I 2008, 1013 nicht ableiten. Di e Argumen-

tation des FA steht vielmehr in Widerspruch zu der grundsätz-

lichen Vorgabe in Rz 17 des Schreibens, der zufolge  das 

Schreiben für alle noch "offenen" Fälle Anwendung f inden 

solle. Denn jenen Steuerpflichtigen, die sich auf d as vom BMF 

angebotene Pauschalwertverfahren festgelegt hatten,  blieb auch 

nach der Veröffentlichung der "Richttafeln 2005 G" im Juli 
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2005 bis zur Veröffentlichung der neuen Pauschalwer ttabelle 

durch das BMF im Dezember 2008 keine andere Möglich keit, als 

für die Bemessung ihrer Jubiläumsrückstellungen noc h auf die 

alte Pauschalwerttabelle aus dem BMF-Schreiben in B StBl I 

1999, 434 zurückzugreifen. Die Sichtweise des FA wü rde somit 

im Ergebnis dazu führen, dass die neue Pauschalwert tabelle 

erstmals für jene Wirtschaftsjahre hätte Anwendung finden kön-

nen, für die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der  neuen Pau-

schalwerttabelle im Dezember 2008 eine Steuerbilanz  noch nicht 

beim FA eingereicht war. Eine Anwendung der neuen T abelle auf 

die in den Veranlagungszeiträumen 2005 bis 2007 end enden Wirt-

schaftsjahre wäre damit --entgegen der Vorgabe des BMF-Schrei-

bens in BStBl I 2008, 1013-- faktisch ausgeschlosse n.  

 

Keiner Entscheidung bedarf in diesem Zusammenhang, ob --wie 

die Revision meint-- nach den Vorgaben des BMF-Schr eibens in 

BStBl I 2008, 1013 den Steuerpflichtigen ein Wahlre cht einge-

räumt werden sollte, die Jubiläumsrückstellungen no ch nach der 

alten oder schon nach der neuen Pauschalwerttabelle  zu bewer-

ten oder ob die Anwendung der neuen Pauschalwerttab elle bei 

Vorliegen der im BMF-Schreiben genannten Anwendungs vorausset-

zungen verpflichtend sein sollte. Denn die Klägerin  hätte von 

einem ihr durch das BMF-Schreiben eingeräumten Wahl recht da-

durch Gebrauch gemacht, dass sie die Anwendung der neuen Ta-

belle im Rahmen ihres Änderungsantrags zur Steuerfe stsetzung 

verlangt hat. 

 

ff) Die Klägerin kann sich gegenüber dem FA auf die  angespro-

chenen Übergangsregelungen des BMF-Schreibens in BS tBl I 2008, 

1013 berufen. Bietet die Finanzverwaltung für die b ilanzielle 

Bewertung eines bestimmten Wirtschaftsguts im Rahme n von Ver-

waltungsanweisungen ein allgemeingültiges vereinfac htes Bewer-

tungsverfahren an, welches auf verwaltungsseitig er mittelten 
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und veröffentlichten Pauschalwerten beruht, dann is t sie auf-

grund des Gleichbehandlungsgebots gemäß Art. 3 Abs.  1 des 

Grundgesetzes gehalten, die dazu ergangenen Verwalt ungsanwei-

sungen bei allen Steuerpflichtigen gleichmäßig anzu wenden 

(sog. Selbstbindung der Verwaltung durch typisieren de oder 

pauschalierende Verwaltungsanweisungen, vgl. z.B. B FH-Urteil 

vom 16. Februar 1970 VI R 325/67, BFHE 98, 353, BSt Bl II 1970, 

380; Klein/Gersch, AO, 13. Aufl., § 4 Rz 9). 

 

b) Welche Auswirkungen die Berücksichtigung der höh eren Jubi-

läumsrückstellungen auf die Höhe der für das Jahr 2 005 festzu-

setzenden Körperschaftsteuer hat, lässt sich für de n Senat an-

hand der Feststellungen im angefochtenen Urteil nic ht ab-

schließend beurteilen. Zu berücksichtigen ist hierb ei nämlich, 

dass das FA auch im Rahmen der Steuerfestsetzung fü r 2005 zu-

gunsten der Klägerin einen Teil der gebildeten Rück stellungen 

für den Nachteilsausgleich gemäß § 5 Abs. 7 TV ATZ anerkannt 

hat und dass dies auf der Grundlage der obigen Ausf ührungen zu 

B.II.1. zu Unrecht geschehen ist. Der sich daraus f ür die 

Klägerin ergebende Vorteil muss mit dem sich aus de n vom FA zu 

niedrig angesetzten Jubiläumsrückstellungen ergeben den Nach-

teil saldiert werden. Das prozessuale Verböserungsv erbot hin-

dert das Gericht nicht, innerhalb des vom FA festge setzten 

Steuerbetrags einzelne Besteuerungsgrundlagen in ta tsächlicher 

oder rechtlicher Hinsicht für den Steuerpflichtigen  ungünsti-

ger zu beurteilen, als dies in dem angefochtenen St euerbe-

scheid geschehen ist (ständige Rechtsprechung, z.B.  BFH-Be-

schluss vom 19. November 2013 XI B 9/13, BFH/NV 201 4, 373, 

m.w.N.).  

 

Im Streitfall ist daher für eine Änderung der Steue rfestset-

zung für 2005 aufgrund der zu niedrig angesetzten J ubiläums-

rückstellungen nur Raum, wenn und soweit bei Saldie rung mit 

39 

40 



- 16 - 

 

 

den für die Klägerin positiven Folgen der teilweise n Anerken-

nung der Rückstellungen für den Nachteilsausgleich ein für die 

Klägerin negativer Saldo verbleibt. Ob und inwiewei t dies der 

Fall ist, lässt sich anhand der tatrichterlichen Fe ststellun-

gen des angefochtenen Urteils nicht beurteilen. Den n das FG 

hat keine Feststellungen dazu getroffen, mit welche n konkreten 

Beträgen das FA die Rückstellungen für den Nachteil sausgleich 

für das Streitjahr 2005 anerkannt hat. Die erforder lichen 

Feststellungen sind im zweiten Rechtsgang nachzuhol en. 

 

III. Die Übertragung der Kostenentscheidung beruht auf § 143 

Abs. 2 FGO. Auch bei einer nur teilweisen Zurückver weisung der 

Sache ist dem FG im Hinblick auf den Grundsatz der Einheit-

lichkeit der Kostenentscheidung die Entscheidung üb er die ge-

samten Kosten des Revisionsverfahrens zu übertragen  (ständige 

Rechtsprechung, z.B. Senatsurteil vom 21. Januar 20 16 

I R 22/14, BFHE 253, 82, BStBl II 2017, 336, m.w.N. ). 
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